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„Mit Steuern den Klimawandel in
den Griff zu bekommen, ist eine
uralte Einsicht der Ökonomen.“

Peter Bofinger,
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Peter Bofinger erklärt, wie Steuern den Klimawandel positiv beeinflussen können
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„Das EEG ist global eine ganz große Erfolgsge-
schichte“, sagt der Würzburger Ökonom und
Wirtschaftsweise Peter Bofinger. Dennoch hielt
er eine Reform des Gesetzes für überfällig. Den
Beschluss des Bundeskabinetts hält der Wirt-
schaftsprofessor für sinnvoll. Er würde sogar
noch weitergehen. Wie eine Steuer den Klima-
wandel positiv verändern könnte, erklärt er im
Interview.

FRAGE: Lange hat es gedauert, nun hat das Bundes-
kabinett die Reform des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG) beschlossen. Ein Erfolg?
PETER BOFINGER: Die Einführung der Ausschrei-
bungsmodelle ist ein Erfolg. Ich freue mich ins-
besondere darüber, weil ich einer der wenigen
deutschen Ökonomen war, der sich frühzeitig
für diese Lösung eingesetzt hat. Die Ausschrei-
bung hat den großen Vorteil, dass sie einen Bei-
trag zur kostengünstigeren Erzeugung erneuer-
barer Energien erbringt. Die Subventionen, die
der Investor veranschlagt, werden nicht länger
Pi mal Daumen vom Staat vorgegeben, sondern
sie werden in einem Wettbewerbsverfahren be-
stimmt. In vielen anderen Ländern werden sol-
che Ausschreibungen praktiziert.

Was steckt dahinter?
BOFINGER: Wenn der Staat ein Schulgebäude
baut, legt er nicht vorab einen Preis fest, son-
dern schreibt das Bauvorhaben aus. Das Prinzip
gilt nun auch für erneuerbare Energien. Wenn
der Staat erneuerbare Energien bestellt, schreibt
er dies aus. Es kommen dann diejenigen zum
Zug, die die Leistung am günstigsten anbieten.
Für kleinere Anbieter sieht das neue EEG verein-
fachte Verfahren vor.

Sind nicht etwa Dumpingpreise und in der Folge
Kündigungen der Arbeitskräfte die Konsequenz?
BOFINGER: Das glaube ich nicht. Das ganze öf-
fentliche Beschaffungswesen basiert auf Aus-
schreibungen. Bei erneuerbaren Energien ist bei
diesen Ausschreibungen zudem vorgesehen,
dass derjenige, der seine Leistung zu günstig an-
bietet und danach nicht liefert, eine Strafzah-
lung leisten muss.

Wer sind die Gewinner der Reform des EEG?
BOFINGER:Die Bürger, die jetzt den Stromaus er-
neuerbaren Energien günstiger bekommen.
Grundsätzlich wird beim Einfluss des EEG auf
den Strompreis jedoch sehr viel dramatisiert.

Seit einigen Jahren steigt die EEG-Zulage, der
Börsenstrom wird jedoch billiger. Da so viele er-
neuerbare Energien auf dem Markt sind, sinken
die Preise für den produzierten Strom. Die EEG-
Umlage ist quasi ein Aufschlag auf den Börsen-
strompreis. Die Stromkosten für den Privathaus-
halt sind heute geringer als im Jahr 2012.

Die Bürger sind die Gewinner, gibt es auch Verlierer?
BOFINGER: Es gibt sicherlich Investoren erneuer-
barer Energien, die wahrscheinlich damit rech-
nenmüssen, dass ihre Renditen nicht mehr ganz
so üppig ausfallen wie in der Vergangenheit.

Das EEG soll die Förderung erneuerbarer Energien
vorantreiben. Doch momentan sind die Netze nicht
für die produzierten Strommengen ausgelegt.
BOFINGER: Das ist sicherlich ein Problem. Bei
der Windenergie gibt es deshalb das Referenzer-
tragsmodell. Standorte mit weniger Wind wer-
den höher gefördert als Standorte mit mehr
Wind. Auf den ersten Blick erscheint das viel-
leicht unsinnig. Aber bei der aktuellen Netz-
problematik sorgt dieses Referenzmodell dafür,
dass auch Standorte, etwa im Süden, zum Zuge
kommen, die sonst nicht wettbewerbsfähig wä-
ren.DieNetzproblematikwird dadurch reduziert.

Aber nicht gelöst.
BOFINGER: Natürlich muss man sich auch beim
Netzausbau Gedanken machen. Ich frage mich,
ob man da nicht die Bedürfnisse der Bürger be-

rücksichtigen sollte, etwa indemman Leitungen
unter die Erde legt statt ganze Landschaften zu
verschandeln.

Warum war eine Reform des Gesetzes überhaupt
notwendig?
BOFINGER: Das EEG ist global eine ganz große
Erfolgsgeschichte. Es hat dafür gesorgt, dass
weltweit der Preis für erneuerbare Energien ge-
sunken ist. In der ganzen Welt wird nun Solar-
energie großflächig eingesetzt. Da haben wir in
Deutschland einen großen Beitrag für den glo-
balen Klimaschutz geleistet. Erneuerbare Ener-
gien waren am Anfang ein Exotenprodukt. In-
zwischen haben sich sehr etablierte Märkte ge-
bildet. Es hat sich gezeigt, dass das bisherige Ver-
fahren häufig ein warmer Regen für alle jene
war, die den richtigen Standort hatten. Zeitweise
wurden bei der politischen Förderung zu hohe
Preise festgelegt. Deswegen war die Reform rich-
tig und wichtig. Das gilt auch dafür, dass die Art
der Förderung beibehalten wird.

Wie beeinflusst diese Förderung den Markt?
BOFINGER: Namhafte deutsche Ökonomen be-
fürworten Förderverfahren, die sehr viel mehr
Unsicherheit für die Investoren bedeutet hätten
und so wahrscheinlich zu einem Stillstand des
Ausbaus geführt hätten. Das Prinzip, dass man
als Investor eine Förderung für die gesamte Lauf-
zeit erhält, bleibt erhalten, das ist das Entschei-
dende. Es bleibt die Frage, ob man den Ausbau
nicht noch ambitionierter gestalten sollte. Bei
der Bedrohung durch denKlimawandel und den
großen Unsicherheiten, die sich damit verbin-
den, würde ich nicht kleckern, sondern klotzen.

Wie müsste das ganz konkret aussehen?
BOFINGER: Das bisherige Verfahren ist okay, aber
man könnte großzügigere Ausbaupfade festle-
gen. Die Frage ist, ob man als Gesellschaft nicht
ambitionierter handelt, auch auf die Gefahr hin,
dass das den Verbraucher etwasmehr kostet. Das
sollte es unswert sein für unsere Kinder undKin-
deskinder. Wir sollten alles tun, damit wir nicht
eine Umwelt haben, die im Jahr 2100 kollabiert.
Die Herausforderung des Klimawandels ist eine
sehr wichtige Sache. Wenn man den Klimawan-
del positiv gestalten will, stellt sich die Frage, ob
man zusätzlich zur Förderung bestimmter Ener-
gien nicht zusätzlich europaweit eine Steuer auf
CO2 festlegen sollte. Auf die Art und Weise
könnte CO2 europäisch und weltweit reduziert
werden. Der Versuch, mit Steuern den Klima-
wandel in den Griff zu bekommen, ist eine ural-
te Einsicht derÖkonomen. FOTO: DANIEL PETER
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Schwierige Beziehungskiste
Im Streit mit der CDU kann die CSU nur verlieren

...................................................................................

Von HENRY STERN
henry.stern@mainpost.de
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E inen Bezie-
hungsberater

bräuchten Angela
Merkel und er nicht,
versicherte CSU-Chef
Horst Seehofer diese
Woche: „Wir können
uns noch selbst therapieren.“ Dabei
hatte die Beziehungskiste zwischen
CSU und CDU in den letzten
Wochen schon sehr viel von einer
zerrütteten Ehe. Selbst auf einen Ort
für ein therapeutisches Wochen-
ende konnte man sich quälend
lange Zeit nicht einigen.

In zwei Wochen soll der Friedens-
gipfel nun in Potsdam stattfinden.
Welche Themen man dort genau
besprechen will, ist noch immer
offen. Doch die Zeit drängt. Denn
nach der Sommerpause beginnt
schon die Vorbereitungsphase für
die 2017 anstehende Bundestags-
wahl.

Und völlig egal, wie unterschied-
lich man in Berlin oder München
die Schuldfrage für den politischen
Sinkflug der Union in den letzten
Monaten bewertet: Beiden Seiten
dürfte klar sein, dass anhaltender
Dauerzoff nur der politischen Kon-
kurrenz nützen würde – vor allem
der am rechten Rand. Doch einfach
so dürfte der Streit zwischen CSU
und CDU trotzdem nicht aus der
Welt zu schaffen sein.

Denn erstens lässt sich der Zwist
über die Flüchtlingspolitik nicht
einfach nur aussitzen. Zwar hat der
direkte Druck an den Grenzen
nachgelassen. Doch sowohl noch zu
lösende Probleme bei der Integra-
tion wie auch mögliche neue
Flüchtlingsströme nach Europa
können die alten Gräben jederzeit
wieder aufreißen.

Zweitens geht es längst nicht nur
um ein persönliches Problem zweier
machtbewusster Parteichefs. Zwar
ist auch das persönliche Zerwürfnis

zwischen Merkel und Seehofer
nicht zu übersehen. Doch der CSU-
Chef kann mit seinem Anti-Merkel-
Kurs auch auf sehr breite Unterstüt-
zung in seiner Partei bauen. Durch
den Konflikt mit Merkel konnte
Seehofer seine interne Machtposi-
tion in der CSU sogar stärken.

Wichtigstes Hindernis für einen
schnellen Frieden könnten aber
tiefe strategische Differenzen der
beiden Unionsparteien sein: Wäh-
rend die CSU als bundespolitische
Kraft nach wie vor von der Allein-
regierung in Bayern abhängt und
deshalb breite Wählergruppen von
weit rechts bis in die Mitte anspre-
chen muss, scheint die CDU auf
Bundesebene dank vieler Machtop-
tionen mit SPD, Grünen oder FDP
längst mit einer Dreißig-Prozent-
Plus-Mehrheit zufrieden.

Eine linke Regierung gegen die
Union ist derzeit tatsächlich wenig
realistisch. Manche CSU-Strategen
behaupten deshalb sogar, in der
CDU-Zentrale gebe es gar kein Inte-
resse mehr an einer in Bayern star-
ken CSU. Im Gegenteil: Verlöre die
CSU dort ihren Mehrheits-Nimbus,
wäre für eine Merkel-CDU das
Regieren sogar deutlich leichter.

Ein solcher Kurs wäre auf mittlere
Sicht für die Union wohl nicht un-
gefährlich – siehe Österreich. Ein
2017 daraus resultierendes buntes
Berliner Regierungsbündnis etwa
mit SPD und Grünen wäre für die
CSU aber nur ein Jahr vor der
nächsten Landtagswahl sofort eine
bedrohliche Existenzfrage.

Seehofer kann also eigentlich gar
nicht nachgeben. Doch setzt er
seine harten Merkel-Attacken fort,
verschreckt er nicht nur gemäßigte
CSU-Wähler, sondern droht auf
Dauer auch zum bayerischen Maul-
helden zu werden, der zwar stets
bellt, aber nicht beißen kann.

Keine angenehme Lage: So, wie es
derzeit aussieht, kann die CSU im
Machtkampf mit der Merkel-CDU
eigentlich nur noch verlieren.
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„Eine der großen
Tugenden, die Sie im

Unternehmerischen ja auch
kennen, ist, dass man immer
auf den richtigen Zeitpunkt

warten muss.“
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) bei
der Stiftung Familienunternehmen
auf die Frage, ob sie zur nächsten

Bundestagswahl wieder antritt
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Steht die Scharia über unseren Gesetzen?
Zum Artikel „Richter erkennen Kin-
derehe an“ (4.6.):
Nein zur Scharia! Was musste ich da
lesen, eine in Deutschland nicht er-
laubte Ehe mit einem Kind wird
vom OLG Bamberg als rechtmäßig
erklärt. Es darf nicht zugelassen wer-
den, dass die Scharia in Deutschland
als gültiges Recht anerkannt wird.
Eine 15-Jährige ist 15 und keine
16 Jahre, und hier sind nach unse-
ren Gesetzen auch Voraussetzungen
zu erfüllen.

Wie entscheidet dieser Richter
dann, wenn genau dieses Mädchen
zu ihrem Ehemann „Nein“ sagt und

den ehelichen Beischlaf nicht will?
Bei uns liegt dann rechtlich eine Ver-
gewaltigung vor, nach dem Recht
der Scharia ist die15-jährige Ehefrau
dazu verpflichtet. Stellt das OLG
dann auch die Scharia über unsere
Gesetze? Man sollte mal nachfra-
gen.

Siegbert Schneider,
97082 Würzburg

Urbild aller Ikonen
Zum Artikel „Wahre Bilder von
Jesus“ (1.6.):
Nach dem Evangelisten Johannes
(20,7), der Jesus sehr wohl persönlich
kannte und mit Petrus am (Oster)-
Sonntag morgens zum Grab geeilt ist,
lag das Schweißtuch, das auf dem
Kopf Jesu gelegen hatte, nicht bei den
Leinenbinden, sondern zusammen-
gebunden daneben an einer besonde-
ren Stelle. Das Schweißtuch war eines
vondrei Tüchern, indiedie Juden ihre
Toten bestattet haben. Paul Badde be-
schreibt in seinem Buch „Das wahre
Angesicht“ sehr interessant und span-
nend, wie dieses Schweißtuch in die

Hände der Apostel kam, von dort
nach Edessa, von dort in den Pfeiler
der Veronika der Vatikanbasilika, von
dort nachManoppello, einemkleinen
Dorf in Italien. Dort wird dieses Tuch
aus Muschelseide, genannt Volto San-
to, seit über 400 Jahren von Kapuzi-
nern aufbewahrt und verehrt. Wir se-
hen ein lichtdurchlässiges Gewebe.
Bei bestimmtenLichtverhältnissen er-
kennen wir das zärtlich blickende Ge-
sicht eines Mannes – deckungsgleich
mit dem Gesicht des Turiner Grab-
tuchs – das „wahre Bild“ (verus eikon)
– Veronika, das Urbild aller Ikonen.
Volker Müller, 97816 Lohr

Ein Teufelskreis
Zu Milchbauern demonstrieren
gegen den Preisverfall“ (31.5.):
Die Politik wie die maßgeblichen Be-
hörden haben bisher total versagt.
Grund der gesunkenen Milchpreise
ist der drastische und grundsätzliche
Mechanismus der Marktwirtschaft,
die so nicht funktionieren kann. Die
Milchpreise gingen und gehen des-
halb zurück, weil das Angebot die
Nachfrage übersteigt. Fakt ist: Nach
dem Ende der EU-Milchquote kön-
nen die Bauern leider beliebig viel
produzieren, und so musste es kom-
men. EineMisere. KeinWunder: Es ist
schon einWahnsinn und eine Idiotie

und fast ein Skandal, dass man Ställe
genehmigtmit 500 undmehr Kühen.
Russland hat als Reaktion auf die EU-
Sanktionen wegen der Ukrainekrise
einen Import-Stopp für Agrarproduk-
te verhängt, sodass sich der Westen
selbst in die „Finger schnitt. Statt
Sanktionen hätte man anders reagie-
ren und handeln müssen. Dem-
nächst wird sich das gleiche Szenario
abspielen mit dem Schweinefleisch,
denn auch hier sind zu viele Schwei-
ne auf dem Markt, ein Teufelskreis
sondergleichen!

Karl Schulz, 97447 Gerolzhofen


